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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

25.01.1996 

Geschäftszahl 

95/07/0130 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie 87/08/0306 E 17. März 1988 VwSlg 12675 A/1988 RS 1 

Stammrechtssatz 

Zur Erbringung des Zustimmungsnachweises genügt es nicht, wenn sich der Beschuldigte auf die erst im 
Verwaltungsstrafverfahren abzulegende Zeugenaussage des verantwortlichen Beauftragten beruft, mit der dessen 
Zustimmung zur Bestellung unter Beweis gestellt werden soll. 

Beachte 

Miterledigung (miterledigt  bzw  zur gemeinsamen Entscheidung verbunden): 

95/07/0131 

95/07/0132 


